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Einleitung

Die öffentlichen Finanzen bilden das Rückgrat des mo-
dernen Staates – die „Nerven der Republik“ [BODIN

(1583)]. Der Streit der Stände um den Zugriff und die
Kontrolle der öffentlichen Einnahmen und Ausgaben wa-
ren der Hauptbeweggrund für die Schaffung demokrati-
scher Parlamente im Konstitutionalismus. Das Etatrecht
wurde die stärkste Kontrollmöglichkeit des Parlaments
gegenüber der Regierung. Heute haben alle modernen
Demokratien ausgefeilte Systeme der Checks and Ba-
lances (gegenseitige institutionelle Kontrolle zur Wahrung
des Allgemeinwohls), welche den Zugriff auf öffentliche
Mittel regeln und einer missbräuchlichen Verwendung
enge Grenzen setzen. Dennoch ist es Konsens in der
politökonomischen Literatur, dass die Aufstellung und der
Vollzug öffentlicher Haushalte nicht frei von eigennutz -
orientierter politischer Einflussnahme sind. Eine Vielzahl
an wissenschaftlichen Studien hat nachgewiesen, dass
politische Entscheidungsträger aus einem Wiederwahl -
motiv heraus öffentliche Haushalte im Zusammenhang
mit demokratischen Wahlen verändern.

Eine wesentliche Voraussetzung für ein gut funktio-
nierendes System der Checks and Balances ist der In -
teressengegensatz der sich gegenseitig kontrollierenden
politischen Akteure [PERSSON et al. (1997)]. Während z. B.
auf der Bundesebene viele Entscheidungen der Zustim-
mung von Bundestag und Bundesrat bedürfen, ist auf der
lokalen Ebene der Städte und Gemeinden kein Sys tem der
wechselseitigen institutionellen Kontrolle vorgesehen. Hier
entstehen der notwendige Interessengegensatz und da-
mit die Kontrollfunktion allein durch den politischen Wett-
bewerb in den Gemeinde- bzw. Stadträten. Einerseits
stärkt der politische Wettbewerb zwischen den Parteien
die Verantwortlichkeit gegenüber dem Wähler und diszi-
pliniert Politiker bei allen ihren Entscheidungen. Anderer-
seits schafft die Unsicherheit der Wiederwahl einen star-
ken Anreiz, durch die Erhöhung öffentlicher Ausgaben die
Wahlchancen zu verbessern. Die unmittelbare Nähe zwi-
schen Bürgern und lokaler Politik macht insbesondere
kommunale Haushalte zu einem geeigneten Objekt für
derartige Manipulationen, da die Politiker die Präferenzen
der Wähler genauer beobachten können als auf höheren
Regierungsebenen.

Der vorliegende Artikel überprüft am Beispiel sächsi-
scher Gemeinden für die Jahre 1994 bis 2010, ob sich

wahlbezogene Zyklen in lokalen öffentlichen Haushalten
finden lassen. Der Beitrag basiert auf einem Artikel von
KLUGE et al. (2015), in dem gezeigt wird, dass Gemeinden,
in denen der jeweilige Gemeinderat durch Parteien mit
einer absoluten Mehrheit dominiert ist, nicht grundsätz-
lich mehr Geld ausgeben als andere. Jedoch erhöhen sie
die Ausgaben in Wahljahren signifikant und finanzieren
diese vorübergehend höheren Ausgaben durch Ein spa -
rungen in Nichtwahljahren. In Gemeinden mit ausgewoge -
nen Mehrheitsverhältnissen und deswegen stärkerem po -
li  tischem Wettbewerb findet sich dieser Ausgaben effekt
nicht. Der vorliegende Beitrag stellt die Verteilung der Ge -
meindeausgaben über die Wahlperiode hinweg in den Mit -
telpunkt der Untersuchung. Die absolute Höhe der  öffent -
lichen Ausgaben bleibt zweitrangig. Dabei werden solche
Gemeinderäte verglichen, in denen eine Partei eine ab-
solute Mehrheit hat und daher nur geringem politischem
Wettbewerb im Gemeinderat ausgesetzt ist, und solche,
in denen sich die Parteien durch Vetomacht gegenseitig
kontrollieren und wahlbezogene Budgetmanipulationen
un terbinden können.

Forschungsstand

In parlamentarischen Systemen tragen die politischen Ent -
scheidungsträger die Verantwortung für die wirtschaft li che
Entwicklung. Auf der lokalen Ebene sind das die  Gemein -
de- und Stadträte. Je besser die wirtschaftliche  Situation
der Gemeinde (auch im Vergleich zu anderen Gemein-
den), desto höher sind – unter sonst gleichen Umständen – 
ihre Chancen auf Wiederwahl. Dies schafft für politische
Akteure einen starken Anreiz, die vorhan denen wirtschafts -
politischen Instrumente so einzusetzen, dass die wirt -
schaft liche Situation in der Gemeinde insbesondere zum
Wahlzeitpunkt möglichst gut ist [für einen umfassenden
Überblick zu den theoretischen Erklä rungs ansätzen vgl.
MARKWARDT (2008)]. Eine Vielzahl von empirischen Unter-
suchungen ergab für den Output des Regie rungs han delns
(z. B. Arbeitslosenquote oder Wirt schafts  wachstum) kein
eindeutiges Bild. Wenn eine Regierung dennoch Versu-
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che unternimmt, die wirtschaftliche Situation in ihrem Sin -
ne zu beeinflussen, sollte dies am ehesten am Einsatz
 ihrer Instrumente beobachtbar sein. Die jüngere Literatur
fokussiert daher auf Budget zyklen; also auf die Mani -
pulation der öffentlichen Ausgaben im Verlauf der Wahl-
periode [KIRCHGäSSNER (2015)].

Im Grunde kommen alle theoretischen Erklärungsan -
sätze politischer Budgetzyklen zu einem vergleichbaren
Ergebnis: Neue und höhere Ausgaben werden eher vor
Wahlen beschlossen, Steuer- und Einnahmenerhöhungen
werden eher nach Wahlen durchgeführt, die Verschuldung
steigt im Wahljahr, in den Zusammensetzungen öffent -
licher Haushalte werden die für den Wähler unmittelbar
beobachtbaren Ausgaben zu Lasten weniger gut be -
obachtbarer Ausgaben erhöht [DRAZEN (2008)]. Hierzu gibt
es eine sehr umfangreiche empirische Literatur. Einigkeit
herrscht über die generelle Existenz von wahlbedingten
Budgetzyklen. Wahlmanipulationen in öffentlichen Haus-
halten sind für eine Vielzahl von demokratischen Ländern
empirisch gut dokumentiert [für einen Literaturüberblick
vgl. z. B. MARKWARDT (2008)].

Uneins sind sich die Wissenschaftler bezüglich der
Randbedingungen, unter welchen wahlbedingte Budget -
zyklen entstehen. Es findet sich Evidenz dafür, dass die
Art und das Ausmaß von Zyklen u. a. abhängig ist: vom
Entwicklungstand der Ökonomie, vom Alter der Demokra -
tie, von der Qualität der Institutionen, von den konstitutio -
nellen Regeln wie z. B. dem Wahlsystem, der Transparenz
des Haushaltsprozesses, dem Checks and Balances und
den vorhandenen fiskalpolitischen Regeln [für einen Über -
blick vgl. DE HAAN und KLOMP (2013)]. Des Weiteren gibt
es eine anhaltende Diskussion darüber, auf welcher
staatlichen Ebene wahlbedingte Budgetzyklen entstehen
oder besonders ausgeprägt sind. Während frü he Arbeiten
sich auf die Ebene der Nationalstaaten konzentrierten,
fokussiert die jüngere Literatur auf die lokale Ebene der
Gemeinden. Für diesen Beitrag sind insbesondere Arbei-
ten mit Berücksichtigung der Checks and Balances und
Arbeiten zu Budgetzyklen auf lokaler Ebene von Interesse.

Auf der untersten staatlichen Ebene werden die loka-
len Haushalte durch die Stadt- und Gemeinderäte verab-
schiedet. Die Möglichkeit, diese Haushalte z. B. hinsicht-
lich eines Wiederwahlmotivs aufzustellen, ist abhängig von
der Zusammensetzung der lokalen Gemeindeparlamen-
te. Parteien mit einer absoluten Mehrheit (starke Par teien)
sind nicht auf einen Kompromiss mit anderen Parteien
angewiesen; sie sehen sich keinen sogenannten Veto-
spielern gegenüber. In Gemeinderäten ohne absolute
Mehr heit einer Partei ist der politische Wettbewerb stär -
ker. Alle Entscheidungen beruhen auf einem Kompromiss,
der zu einer Mehrheit der Stimmen führt. In diesem Fall
können sich die Parteien im Gemeinderat gegenseitig kon -
trollieren und z. B. Haushalte, die den Wahlkampf einzel-

ner Parteien unterstützen, verhindern. Daraus folgt die
Hypothese, dass wahlbedingte Budgetzyklen in Gemein-
den mit geringem politischem Wettbewerb wahrschein -
licher sind [CHANG (2008)].

Neben einer Reihe von internationalen Studien zu wahl -
bedingten Budgetzyklen auf lokaler Ebene finden sich drei
Arbeiten, welche mit deutschen Gemeindedaten arbeiten.
Keine dieser Studien untersucht jedoch den Einfluss der
politischen Zusammensetzung der Gemeinderäte. FOREM -
Ny und RIEDEL (2014) zeigen für einen Datensatz west-
deutscher Gemeinden, dass kommunale Steuererhöh un -
gen in Wahljahren seltener sind als in Nicht-Wahljahren.
FOREMNy et al. (2015) überprüfen die kommunalen Aus-
gaben in Bayern und Baden-Württemberg. Sie finden sig -
nifikant höhere Ausgaben in den Jahren vor Gemeinde-
ratswahlen. Wird gleichzeitig der Bürgermeister gewählt,
ist der gefundene Wahleffekt besonders groß. In einer
Untersuchung der Wechselwirkungen von Wahlen auf
verschiedenen Regierungsebenen für 609 westdeutsche
Städte finden FURDAS et al. (2015) im Vorfeld von Kom-
munalwahlen wahlbedingte änderungen in den lokalen
Ausgaben, den Steuereinnahmen und der Verschuldung.

Daten und Methodik

Der hier verwendete Datensatz umfasst die Wahlergeb-
nisse aller 458 sächsischen Gemeinden (gebietsstands-
bereinigt zum 01. 01.2012) bei den Gemeinderatswahlen
der Jahre 1994, 1999, 2004 und 2009 [bereitgestellt vom
STATISTISCHEN LANDESAMT DES FREISTAATES SACHSEN (2012)].

In Abbildung 1 ist zunächst die Entwicklung der trend -
bereinigten Bruttoausgaben der sächsischen Gemeinden
über die Zeit dargestellt. Die Kurve zeigt dabei die Abwei -
chungen der Ausgaben vom langfristigen Trend; die grau -
en Linien markieren die vier Stadt- und Gemeinde rats -
wahljahre. Schon auf den ersten Blick ist zu erkennen,
dass die trendbereinigten Ausgaben in den Wahljahren
(und meist schon in den Jahren davor) leicht ansteigen,
um dann im weiteren Verlauf der Legislaturperiode wie-
der zu sinken. Besonders deutlich ist ein solcher Budget-
 zyklus in der Wahlperiode von 2004 bis 2009 zu erkennen.

Die Frage, ob ein solcher Wahlzyklus in allen sächsi-
schen Gemeinden oder nur in einer Teilmenge zu beob-
achten ist, lässt sich anhand von Abbildung 1 nicht be-
antworten. Die Vermutung liegt nahe, dass ein solcher
Zyklus nur unter bestimmten Voraussetzungen entstehen
kann. Parteien verursachen einen Wahlzyklus mit dem
Ziel der Erhöhung ihres Stimmenanteils am Wahltag. Je
stärker eine politische Partei in einem Gemeinderat ver-
treten ist, desto leichter sollte sie ihre Ausgabenpolitik an
den Wahlkalender anpassen können, d. h. desto deut -
licher dürfte der beobachtbare Budgetzyklus ausgeprägt
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sein. Der Gemeinderat könnte einerseits attraktive, gut
durch die Wähler beobachtbare Bauprojekte anstoßen,
um kurz vor dem Urnengang die Wählergunst zu stei-
gern. Andererseits könnte er unpopuläre Budgetkürzun-
gen in die Zeit zwischen zwei Wahlen verschieben, in der
die Wähler möglicherweise weniger aufmerksam sind und
solche Maßnahmen nicht unmittelbar bestrafen können.

Starke Parteien sind auch ohne Zustimmung der an-
deren Parteien im Gemeinderat in der Lage, die Höhe
der Neuverschuldung in gewissen Grenzen zu variieren.
Obwohl Lokalpolitiker in Sachsen vergleichsweise wenig
Einfluss auf die Einnahmenseite ihrer Gemeinden haben,
könnten sie sich hierdurch weitere Spielräume für die
Wählerbeeinflussung eröffnen. Schließlich haben starke
Parteien die Möglichkeit, Ausgabenposten zu verschie-
ben. Zum Beispiel können kurze Zeit vor der Wahl be-
stimmte Verwaltungsausgaben, die für die Wähler weni-
ger sichtbar sind, zugunsten in der Gemeinde stärker
sichtbarer Investitionsausgaben gekürzt werden. Da sol-
che Maßnahmen budgetneutral sind, wären sie in Abbil-
dung 1 nicht sichtbar.

Um die politische Stärke von Parteien in Parlamenten
zu messen, haben sich in der Literatur verschiedene
Konzepte etabliert. So wird beispielsweise der Abstand

in den Stimmanteilen zwischen der stärksten und der
zweitstärksten Partei im Gemeinderat berechnet [vgl. z. B.
AIDT et al. (2011)]. Auch Verteilungsmaße, wie z. B. der
Her findahl-Index, werden genutzt, um zu messen, wie
stark die Wähler eine bestimmte Partei bevorzugen [vgl.
z. B. VOLKERINK und DE HAAN (2001)].

In diesem Beitrag soll jedoch das einfachste und am
wenigsten strittige Maß verwendet werden: Diejenigen
Parteien werden als stark definiert, die in der letzten Ge-
meinderatswahl die absolute Mehrheit, also mehr als die
Hälfte der Stimmen, erreicht haben [vgl. z. B. ASHWORTH

et al. (2005)]. Die politische Ausrichtung der Parteien spielt
in diesem Beitrag keine Rolle, da die Unterschiede auf
der lokalen Ebene ohnehin weniger klar herausgearbeitet
sind als z. B. auf der Bundesebene. Nach der Kommu-
nalwahl im Jahr 1994 gab es in 47% der sächsischen
Gemeinderäte absolute Mehrheiten; nach der Wahl im
Jahr 2009 waren es sogar 57%.

Es ist also festzuhalten, dass bei sächsischen Ge-
meinderatswahlen zunehmend eindeutige Ergebnisse er -
 zielt werden, d. h. die politische Macht in den Gemeinde -
räten hat sich mehr und mehr auf einzelne Parteien kon-
zentriert. Absolute Mehrheiten in Gemeinderäten sind
sehr häufig in kleineren Kommunen zu finden, in denen

Quellen: Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen (2014), Berechnung und Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 1: Trendbereinigte Bruttoausgaben der sächsischen Gemeinden (in € pro Einwohner, 
Mittelwerte über alle 458 Gemeinden)
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sich nur wenige Parteien oder Wählervereinigungen zur
Wahl stellen. Zu den größeren Städten in Sachsen, in
 denen eine Partei im Beobachtungszeitraum zumindest
vo rü bergehend mehr als 50 % der Stimmen für sich ge-
winnen konnte, zählen Bautzen, Freital und Grimma (je-
weils CDU).

Um wahlbezogene Zyklen in den sächsischen Gemein -
deausgaben zu identifizieren, wird die folgende Schätz -
gleichung verwendet:

Ausgaben i,t = ß0 + ß1 · Mehrheit i,t + ß2 · Tt + ß3

· (Mehrheit i,t · Tt) + ß4 · C i,t + � i + � i,t

Zunächst werden die (trendbereinigten) Bruttoausgaben
jeder Gemeinde i zum Zeitpunkt t auf Jahresdummies,
die den Abstand zur nächsten Wahl anzeigen (Tt), sowie
auf den oben beschriebenen Indikator für absolute Mehr-
heiten (Mehrheiti,t) und ihre jeweiligen Interaktionen regres -
siert. Neben den trendbereinigten Bruttoausgaben einer
Gemeinde werden noch der Finanzierungssaldo und das
Verhältnis von Vermögens- zu Verwaltungshaushalt als ab -
hängige Variablen verwendet. Beide Größen können von
Gemeinderäten ebenfalls zyklisch gestaltet werden, mit
dem Ziel, ihren Wahlerfolg günstig zu beeinflussen.

Um den Einfluss von demokratischen Wahlen im Zu-
sammenhang mit politischer Stärke von Parteien auf die
Ausgabenpolitik von Gemeinden zu identifizieren, muss
außerdem für andere Effekte, die ihrerseits die kommu-
nalen Ausgaben beeinflussen können, kontrolliert wer-
den. Daher kommt ein Vektor von Kontrollvariablen (Ci,t)
hinzu; diese Daten stammen vom STATISTISCHEN LANDES-
AMT DES FREISTAATES SACHSEN (2014) sowie vom ARBEITS-
KREIS „VOLKSWIRTSCHAFTLICHE GESAMTRECHNUNGEN DER LäN-
DER“ (2014). Zunächst wird die Bevölkerungszahl aufge-
nommen, um etwaige Skaleneffekte zu berücksichtigen.
Zusätzlich wird für das Ausmaß der finanziellen Abhän-
gigkeit einer Gemeinde kontrolliert, indem die Differenz
aus Schlüsselzuweisungen und eigenen Gewerbesteuer-
einnahmen aufgenommen wird. Je größer dieses Maß,
des to stärker hängt eine Gemeinde von Zuweisungen aus
dem kommunalen Finanzausgleich ab und dürfte daher
geringere Spielräume für wahlbezogene Budgetmani -
pulationen haben. Gleiches gilt für den Anteil der Zins-
zahlungen im Gemeindebudget. Außerdem wird das
Bruttoinlandsprodukt (pro Kopf) des jeweiligen Landkrei-
ses aufgenommen, um für die aktuelle konjunkturelle
 Lage zu kontrollieren. Außerdem werden Dummies in die
Schätzgleichung aufgenommen, die etwaige Sonderef fek te
durch die beiden Verwaltungsreformen 1996 und 2008,
die Flut 2002, die Hartz-Reform 2005 und die Verwerfun-
gen durch die internationale Finanz- und Wirtschaftskrise
2009 auffangen. Die Schätzgleichung enthält fixe Effekte
auf Gemeindeebene (� i) und einen Fehlerterm (� i,t).

Ergebnisse

Wie bereits in KLUGE et al. (2015) gezeigt, geben Ge -
meinderäte mit einer absoluten Mehrheit einer Partei nicht
mehr Geld aus als Gemeinderäte ohne absolute Mehrheit.
Eben so wenig nehmen sie eine signifikant höhere Neu-
verschuldung in Kauf oder investieren signifikant mehr.
Ein Grund dafür ist sicherlich, dass die Möglichkeiten ei-
ner Gemeinde, die eigenen Einnahmen über die Zuwei-
sungen aus dem kommunalen Finanzausgleich hinaus
zu erhöhen, sehr begrenzt sind.

Das Augenmerk dieses Beitrags liegt jedoch auf den
Budgetzyklen, also auf der Verteilung der Ausgaben über
die Wahlperiode hinweg. Die wichtigsten Regressionser-
gebnisse sind in Tabelle 1 dargestellt.

Um die Budgetzyklen zu ermitteln, müssen die margi-
nalen Effekte der einzelnen Wahljahre bestimmt werden,
d. h. die Schätzgleichung muss nach T1, T2 usw. abgelei-
tet werden. Da die Jahresdummies mit dem Indikator für
absolute Mehrheiten interagiert wurden, hängt die Höhe
der marginalen Effekte von den Zeitspannen bis zur nächs -
ten Wahl und von den Mehrheitsverhältnissen ab. Zur bes -
seren Verdeutlichung der Budgetzyklen lassen sich diese
marginalen Effekte auch graphisch darstellen. Abbildung 2
zeigt den Budgetzyklus für die trendbereinigten Brutto-
ausgaben. Die Säulen zeigen die Mehrausgaben der Ge-
meinden in den jeweiligen Nichtwahljahren; die Wahljah-
re sind auf Null gesetzt. Die grünen (weißen) Säulen ste-
hen für die Gemeinden, in denen eine (keine) Partei über
die absolute Mehrheit der Stimmen verfügt. So ergibt sich
die erste grüne Säule in Abbildung2 (Mehrheit=1) mithilfe
der ersten Spalte in Tabelle 1 zu 12,43+ (–27,00) · 1=
–14,57. Für die erste weiße Säule wird lediglich 1 durch 0
ersetzt, da die Situation ohne absolute Mehrheit darge-
stellt werden soll. Es ergibt sich 12,43+ (–27,00) · 0= 12,43.
Die Sterne zeigen an, ob die Abweichungen der Ausga-
ben vom Wahljahresniveau ökonometrisch signifikant sind.

In Gemeinden ohne absolute Mehrheit ist kein Wahl-
zyklus in den Ausgaben nachweisbar. Tatsächlich errei-
chen die Ausgaben nicht im Wahljahr ihr Maximum son-
dern erst zwei Jahre später. Auch sind die Abweichungen
nur schwach signifikant. Bei den Gemeinden mit absolu-
ter Mehrheit ergibt sich der erwartete Budget zyklus: Die
Ausgaben sind im Wahljahr am höchsten; danach wer-
den sie langsam gesenkt. Im dritten Jahr nach der Wahl
erreichen die Ausgaben ihr Minimum; die Differenz zu
den Pro-Kopf-Ausgaben im Wahljahr ist hochsignifikant.
Auf diese Weise werden die Mehrausgaben in den Wahl-
jahren gegenfinanziert.

Für den Finanzierungssaldo in Abbildung 3 sind auf
den ersten Blick kaum Unterschiede zwischen den Ge-
meinden erkennbar. Zwei und drei Jahre nach der Wahl
ist die Differenz zwischen Ausgaben und Einnahmen sig-
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nifikant kleiner; d. h. die Gemeinden haben im Vergleich
zum Wahljahr ein günstigeres Verhältnis von Ausgaben zu
Einnahmen. Da insbesondere die Gemeinden mit abso-
luter Mehrheit gerade in diesem Zeitraum sehr sparsam
sind (vgl. Abb. 2), bedeutet dies, dass die Einnahmen
vergleichsweise konstant bleiben, um die Mehrausgaben
in den Wahljahren zu decken. Im Wahljahr sowie ein Jahr
davor und danach steigen die Ausgaben sowohl absolut
(vgl. Abb. 2) als auch im Vergleich zu den Einnahmen
(vgl. Abb. 3) wieder signifikant an.

Interessante Unterschiede sind bei der Berücksichtigung
des Verhältnisses zwischen Vermögens- und Verwaltungs -
haushalt zu erkennen (vgl. Abb. 4). Da es sich hier um
grundlegende Fragen der Haushaltsstruktur handelt, die
in vielen Fällen nicht frei variiert werden kann, sind die
Abweichungen zwar nur schwach signifikant, die Vorzei-
chen unterscheiden sich allerdings.

Die Gemeinden mit absoluten Mehrheiten zeigen ei-
nen nur schwach ausgeprägten Zyklus. Das Verhältnis

Tabelle 1: Regressionsergebnisse

Quelle: Berechnung und Darstellung des ifo Instituts.

Variable

(trendbereinigte) 

Bruttoausgaben 

(in € pro Kopf)

Finanzierungssaldo 

(in € pro Kopf)

Vermögenshaushalt/

Verwaltungshaushalt

(in %)

Mehrheit (1 = ja, 0 = nein)
26,36 * –10,74 2,79

(13.67) (14.75) (2.65)

Wahltermine

Wahljahre 
. . .

. . .

4 Jahre bis zur nächsten Wahl 
12,43 44,42 *** 0,45

(12.56) (10.57) (1.66)

3 Jahre bis zur nächsten Wahl
27,10 ** –32,17 *** 4,08 **

(13.79) (9.85) (1.75)

2 Jahre bis zur nächsten Wahl
–24,29 –17,32 5,10 ***

(15.09) (11.66) (1.97)

1 Jahr bis zur nächsten Wahl
19,98 27,43 *** 4,10 **

(12.59) (10.34) (1.63)

Interaktionen

Wahljahre · Mehrheit
. . .

. . .

4 Jahre bis zur Wahl · Mehrheit
–27,00 –16,20 –3,81 *

(16.69) (14.43) (2.03)

3 Jahre bis zur Wahl · Mehrheit
–46,18 ** 3,32 –4,33 *

(18.63) (15.06) (2.46)

2 Jahre bis zur Wahl · Mehrheit
–35,07 * –8,39 –2,65

(18.72) (15.62) (2.49)

1 Jahr bis zur Wahl · Mehrheit
–45,55 ** 0,99 –5,02 *

(18.87) (14.96) (2.59)

(Robuste Standardfehler in Klammern; *** p<0.01, ** p<0.05, * p<0.1)
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Quelle: Berechnung und Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 2: Budgetzyklus – (trendbereinigte) Bruttoausgaben (in € pro Kopf)
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Quelle: Berechnung und Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 3: Budgetzyklus – Finanzierungssaldo (= Ausgaben – Einnahmen in € pro Kopf)
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im Wahljahr wird im Wesentlichen über den Wahlzyklus
konstant gehalten; nur ein Jahr nach der Wahl sinkt es
etwas ab. In den Gemeinden ohne absolute Mehrheit im
Gemeinderat ist das Verhältnis von Vermögens- zu Ver-
waltungshaushalt jedoch im Wahljahr und noch ein Jahr
danach auf dem geringsten Stand, bevor es für die letz-
ten drei Jahre vor der nächsten Wahl deutlich ansteigt.
Dieses Ergebnis könnte sich mit der Unsicherheit der
Wiederwahl begründen lassen: Da Parteien, die eine ab-
solute Mehrheit haben, recht sicher sein können, dass
sie auch bei der nächsten Wahl zumindest eine relative
Mehrheit bekommen werden, spielt es für sie keine Rolle,
wenn ein Investitionsprojekt erst in der nächsten Wahl -
periode fertig wird. Diese Partei hat dann trotzdem die
Mög lichkeit, mit der Fertigstellung des Projekts den
Wählern Kompetenz zu signalisieren. Gemeinderäte, in
denen ein stärkerer politischer Wettbewerb herrscht,
müssen jedoch strategischer vorgehen: Die Ergebnisse
legen nahe, dass die Parteien während der ersten beiden
Jahre über die zu tätigenden Ausgaben im Vermögens-
haushalt verhandeln. Die Durchführung findet dann mit
Nachdruck während der letzten drei Jahre statt. Nur
wenn das Projekt noch in der währenden Periode fertig-
gestellt wird, sind die Parteien, die die politische Verant-
wortung für das Projekt tragen, in der Lage, die daraus

resultierende Wählergunst für sich zu beanspruchen und
sie nicht  einem inzwischen neu gewählten Gemeinderat
mit unsicherer Zusammensetzung überlassen zu müssen.

Fazit

Obwohl die Bundesrepublik Deutschland über viele Jahr-
zehnte demokratischer Praxis und hochentwickelte Insti-
tutionen verfügt, schlagen sich individuelle Anreize von Ent -
scheidungsträgern in den politischen Beschlüssen nieder.
Der vorliegende Artikel hat für das Beispiel sächsischer
Kommunen gezeigt, dass Parteien, deren Vertreter im Ge -
meinderat eine absolute Mehrheit stellen, ihre Haus halte
an den Wahlkalender anpassen. Unmittelbar vor Wah len
werden die Ausgaben und damit die Versorgungs qualität
mit öffentlichen Gütern erhöht. Dadurch er halten Parteien
die Möglichkeit, auf Kosten ihrer Gemeinden Wahl kampf zu
führen. Ein solches Verhalten führt zwar, wie in KLUGE et al.
(2015) gezeigt, nicht zu höheren Gesamtausgaben, kann
aber dennoch bedenklich sein, wenn z. B. Ausgaben für
Straßenbau, Feuerwehren o. ä. nicht nach Dringlichkeit,
sondern vor dem Hintergrund von Wahlterminen und
Wiederwahlmotiven von Lokalpolitikern getroffen werden.

Quelle: Berechnung und Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 4: Budgetzyklus – Verhältnis Vermögenshaushalt zu Verwaltungshaushalt (in Prozentpunkten)
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Bei Gemeinden, in deren Entscheidungsgremien stär -
kerer Wettbewerb herrscht, sind solche Manipulationen
nicht zu beobachten. Ob diese Art von Wahlkampf auf
Kosten der Gemeinde (und nicht der Parteien) tatsäch-
lich erfolgreich ist und das Stimmverhalten der Wähler in
der gewünschten Weise beeinflusst, kann durch diese
Analyse allerdings nicht gezeigt werden, da Informatio-
nen zur kontrafaktischen Situation (d. h. wie viele Stim-
men hätte eine Partei erhalten, wenn sie keinen Budget -
zyklus verursacht hätte) naturgemäß nicht vorliegen.
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